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| wird, ift bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 1 bis 10 Rthlr., ſtatt deren im ſchul 
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Geſetz Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr 18. 


(Nr. 2455.) Regulativ, das Verfahren bei Chauſſeepolizei- und Chauſſeegeld-Uebertretungen 
betreffend. Vom 7. Juni 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ic. ic. 


verordnen über das Verfahren bei Unterſuchung und Beſtrafung der Chauſſee⸗ 
Polizei⸗ und Chauſſee-Gelduͤbertretungen nach dem Antrage Unſeres Staats⸗ 
Miniſteriums, was folgt: 


n 

Ueber die Aufrechthaltung der in der Verordnung uͤber den Verkehr auf 1. @yauffeepo- 
den Kunſtſtraßen vom 17. Maͤrz 1839. (Geſetzſammlung fuͤr 1839. S. 80.) Magen erte 
enthaltenen, fo wie der dem Chauffeegeld-Tarif vom 29. Februar 1840. (Geſetz⸗ Panpbaßg 
Sammlung für 1840. S. 98.) unter Nr. 7. bis 19. beigefügten polizeilichen der Chauſſer⸗ 
Vorſchriften haben zunaͤchſt die Chauſſeeaufſeher, Chauſſeewaͤrter und die Gens⸗ Polizei. 
darmen zu wachen. Außerdem find auch die Chauſſeegeld-Erheber und Pächter, 
fo wie die Polizei-, Forſt⸗, Zoll⸗ und Steuerbeamten verpflichtet, die von ihnen 
wahrgenommenen oder ihnen glaubhaft angezeigten Chauſſee-Polizeiuͤbertretungen 
zur Ruͤge zu bringen. 

9. 5 
Wer bei Uebertretung einer der §. 1. gedachten Vorſchriften betroffen Berfaßren ge⸗ 
en nge⸗ 

Unvermoͤgensfalle verhaͤltnißmaͤßiges Gefaͤngniß eintritt, verpflichtet, den im 8. 1. uldigten. 
bezeichneten Perſonen bis zur naͤchſten in der Richtung der Reiſe gelegenen 
Chauſſeegeld-Hebeſtelle oder Ortsbehoͤrde zu folgen, derſelben Auskunft über 
ſeinen Namen, Stand und Wohnort zu ertheilen, und ſeine Erklaͤrung zu Pro⸗ 
tokoll zu geben, ob er der geſetzlichen Strafe ſich unterwerfen und den ihm be⸗ 
kannt zu machenden Betrag derſelben einzahlen wolle. 

Kommt es jedoch nach den SS. A. 5. 7. der Verordnung vom 17. März 
1839. auf ſpezielle Ermittelung des Gewichts der Ladung an, ſo iſt der Fuͤhrer 
des Fuhrwerks verpflichtet, den im S. 1. bezeichneten Perſonen, oder einem hierzu 
anzunehmenden Begleiter nach dem naͤchſten, in der Richtung der Reiſe gelege⸗ 
nen Orte zu folgen, in welchem ſich eine zum Verwiegen der Ladung geeignete 
Waageanſtalt befindet. 

Zu einer ruͤckwaͤrts liegenden Chauſſeegeld-Hebeſtelle oder Ortsbehoͤrde 


braucht der Angeſchuldigte nur dann zu folgen, wenn dieſelbe nicht weiter als 
Jahrgang 1844. (Nr. 2455.) 26 eine 


(Ausgegeben zu Berlin den 26. Juni 1844.) 
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eine Viertelmeile von der Stelle, an welcher die Uebertretung verübt oder das 
Fuhrwerk angehalten worden, belegen, und die naͤchſte in der Richtung der Reiſe 
befindliche Chauſſeegeld⸗Hebeſtelle oder Ortsbehoͤrde entweder weiter entfernt oder 
mit keiner Waageanſtalt verſehen iſt. Sollte ſich ein im Dienſt befindlicher 
Poſtillon einer Uebertretung ſchuldig machen, fo bedarf es der ſofortigen perſoͤn— 
lichen Geſtellung des U lbertreters nicht, ſondern die Uebertretung iſt anderweit 
in vorſchriftsmaͤßiger Weiſe zur Anzeige zu bringen. 


5. 3. 

Die im L. 2. vorgeſchriebene Verhandlung darf nur von den Chauſſee⸗ 
geld⸗Erhebern und Paͤchtern ſelbſt, nicht aber von ihren Vertretern im Erhe⸗ 
bungsgeſchaͤfte, aufgenommen werden. Die Chauſſeegeld⸗Erheber und Pächter 
ſind auch dann zur Aufnahme der Verhandlung befugt und verpflichtet, wenn 
ſie die Uebertretung ſelbſt entdeckt haben. 

Die Annahme des Strafgeldes ohne vorgaͤngige Aufnahme einer ſolchen 
Verhandlung iſt ſowohl den Chauſſeegeld-Erhebern und Paͤchtern, als auch den 
nn unterfagt, den übrigen in §. 1. benannten Perſonen aber gänzlich 
verboten. | 


$. 4. 
A. Wenn der 1) Wenn der Angeſchuldigte bei der nach S. 2. eintretenden 
. Vernehmung ſich der Strafe unterwirft, und deren Betrag ſofort 
unterwleft und einzahlt, fo nimmt der Chauſſeegeld⸗Erheber oder Paͤchter oder die Ortsbehoͤrde 
dielelee den Betrag an, und ertheilt unaufgefordert Quittung Darüber, worauf der Ans 
G ein⸗geſchuldigte, nachdem noͤthigenfalls wegen der Abſtellung vorſchriftswidriger Ein⸗ 
richtungen der Transportmittel gemäß S. 15. der Verordnung vom 17. März 
1839. das Erforderliche veranlaßt worden, feinen Weg fortſetzen darf. In die⸗ 
ſem Falle findet ein weiteres Verfahren wegen der Uebertretung nicht Statt, 
ſondern es behaͤlt bei der erlegten Strafe unabaͤnderlich ſein Bewenden. 


2) nicht eine 2) Unterwirft der Angeſchuldigte fih der Strafe, zahlt aber 
me tim, deren Betrag nicht ein, ſo iſt ihm ; 
1 a) wenn er uͤber Namen, Stand und Wohnſitz im Inlande ſich auszu⸗ 


weiſen vermag, die Fortſetzung der Reiſe unter Beruͤckſichtigung des 
L. 15. der Verordnung vom 17. März 1839. zu geftatten. N 

b) Pfändung. b) Vermag der Angeſchuldigte dieſen Ausweis nicht zu fuͤhren, ſo wird 
zur Pfaͤndung geſchritten. Dem Gepfaͤndeten wird unaufgefordert ein 
Pfandſchein ertheilt. Es duͤrfen nur ſolche Sachen als Pfand ange⸗ 
nommen werden, welche weder dem Verderben ausgeſetzt ſind, noch 
Unterhaltungskoſten erfordern. Das Pfand wird nur gegen Einzah⸗ 
lung der Strafe zuruͤckgegeben, und wenn dieſe nicht binnen laͤngſtens 
vier Wochen erfolgt, verkauft (S. 13.). 

In beiden Faͤllen (litt. a. und b.) iſt der Uebertreter zugleich 
verpflichtet, einen Einwohner des Regierungsbezirks als feinen Bevoll⸗ 
maͤchtigten zu bezeichnen, durch welchen die Einzahlung der Strafe zu 
gewaͤrtigen iſt, und welchem, wenn ein Pfand zuruͤckgelaſſen worden, 
der Ueberſchuß des Pfanderloͤſes, oder, bei rechtzeitiger Einzahlung der 
Strafe, das Pfand ausgehaͤndigt werden kann. Kann oder will der 
Uebertreter dieſer Verpflichtung nicht genuͤgen, ſo beſtellt Hager 2 

rde, 
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hoͤrde, welche mit ihm zu verhandeln hat, einen ſolchen Vertreter von 
Amtswegen. Dem Uebertreter bleibt dann das Recht, ſtatt des von 
der Behoͤrde ernannten Vertreters binnen einer Präkluſivfriſt von 
S Tagen einen Bevollmaͤchtigten ſelbſt zu ernennen, welchen dann jene 
Behoͤrde von dem Tage an, an welchem ihr die Ernennung deſſelben 
bekannt gemacht wird, als allein legitimirt anzuſehen hat. 

c) Kann durch Pfändung in der zu b. angegebenen Weiſe der Betrag c) Verhaftung. 
der Strafe nicht ſichergeſtellt werden, fo iſt der Angeſchuldigte bis zum 
Austrage der Sache zu verhaften. 

In den unter a, b. und e. bezeichneten Fällen findet ein weiteres 
Verfahren wegen der Uebertretung nicht ftatt. 


8. 5. B. Wenn der 
Unterwirft ſich der Angeſchuldigte der Strafe nicht, vermag jedoch . 
1) über Namen, Stand und Wohnſitz im Inlande ſich auszuweiſen, ſo nich untern 
wird ihm die Fortſetzung der Reiſe unter Berüͤckſichtigung des §. 18. it „. 
der Verordnung vom 17. März 1839 geſtattet. i 
2) Vermag der Angeſchuldigte dieſen Nachweis nicht zu führen, fo iſt er 2) Sicherſel⸗ 
anzuhalten, den Betrag der Strafe und der muthmaßlichen Koſten lung. 
durch Baarzahlung ſicherzuſtellen; iſt er hierzu nicht im Stande, ſo iſt 
die Sicherſtellung im Wege der Pfändung nach Vorſchrift S. 4. No 2. 
litt. b. zu bewirken. Ueber die erfolgte Sicherſtellung wird unaufge⸗ 
fordert Beſcheinigung ertheilt und dem Angeſchuldigten demnaͤchſt die 
Fortſetzung der Reiſe unter Beruͤckſichtigung des §. 15. der Verord— 
nung vom 17. Maͤrz 1839. geſtattet. 
In beiden Faͤllen (No. 1. und 2.) iſt fuͤr den Angeſchuldigten 
ein Bevollmaͤchtigter innerhalb des Regierungsbezirks nach naͤherer 
Vorſchrift des L. 2. litt. b. zu beſtellen, welcher den Angeſchuldigten 
bei der weiteren Verhandlung zu vertreten hat, und welchem die Ent⸗ 
ſcheidung zu publiziren, auch eintretenden Falles das Pfand oder der 
Ueberſchuß des Pfanderloͤſes zuruͤckzugeben iſt. 
3) Kann der Betrag der Strafe und Koſten durch Beſchlagnahme nicht 3) Verhaftung. 
ſichergeſtellt werden, fo it der Angeſchuldigte bis zum Austrage der 
Sache zu verhaften. 


$. 6. 8 
Die nach §. 2. aufzunehmende Verhandlung muß enthalten: nufnazme ber 
1) das Datum und den Ort der Aufnahme; Verhandlung. 
2) die Namen der dabei anweſenden Perſonen; 
3) die vollſtaͤndige Angabe des Hergangs der Uebertretung nach Zeit, Ort 
und Umſtaͤnden; 
4) die Bezeichnung der etwa vorhandenen Zeugen nach Namen, Stand 
und Wohnort, oder der ſonſtigen Beweismittel und, wenn die Ueber⸗ 
tretung von anweſenden Beamten ſelbſt wahrgenommen worden, deren 
dienſteidliche Verſicherung uͤber die Wahrheit ihrer Ausſage; 
5) die Erklaͤrung des Angeſchuldigten, ob er ſich der Strafe unterwirft 
oder nicht; 
(Nr. 2455.) 26* 6) die 
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6) die Angabe, ob die Strafe gezahlt, deponirt, oder ob und wodurch ſie 
ſichergeſtellt iſt. a 

Die Verhandlung wird von dem Denunzianten, dem Angeſchuldigten 

und dem aufnehmenden Beamten unterzeichnet. Kann oder will der Angeſchul⸗ 

digte ſeine Unterſchrift nicht beifuͤgen, ſo wird dies am Schluſſe bemerkt. Einer 

beſondern Affirmation vor dem Friedensrichter, deſſen Stellvertreter, Buͤrger⸗ 

meiſter oder Beigeordneten, wie ſolche im Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Coͤln bisher noͤthig geweſen, bedarf es ferner nicht. 

7 


Nachträgliche Iſt der Angeſchuldigte, welcher der Strafe ſich unterworfen hat, ohne 

Saut. g der deren vorgaͤngige Einzahlung entlaſſen worden (§. 4. No. 2. litt. a. und b.), ſo 
muß er ſolche binnen 8 Tagen leiſten; geſchieht dieſes nicht, fo iſt die Sache 
nach Vorſchrift des S. 10. zur Erledigung zu bringen. 


§. 8. 

Verfahren im Iſt eine Verhaftung des Angeſchuldigten erfolgt (S. A. No. 2. litt. c. 

Nac Ver- und S. 5. No. 3.), fo iſt derſelbe, wenn das Verfahren vor einer zu der Ent- 
ſcheidung nicht kompetenten Ortsbehoͤrde ſtattfand, ſofort, unter Einreichung der 
vorläufigen Unterfuhungsverhandlungen, der nach §. 10. und 12. kompetenten 
Behoͤrde zu uͤberliefern. Fand das Verfahren vor einem Chauſſeegeld⸗Erheber 
oder Pächter ſtatt, fo ift der Denunziant verpfſichtet, den Angeſchuldigten bis 
zur naͤchſten Ortsbehoͤrde zu bringen, welche fuͤr deſſen Weiterbefoͤrderung ver⸗ 
antwortlich iſt; derſelben ſind zugleich die vorläufigen Unterſuchungsverhandlun⸗ 
gen zu uͤbergeben. 


$. 9. 

Schriſtliche Hat der Uebertreter der perſoͤnlichen Geſtellung zur naͤchſten Chauſſeegeld⸗ 
Denunziation. Hebeſtelle oder Ortsbehoͤrde ſich entzogen (§. 2.) ſo hat der Entdecker der 
Uebertretung ſpaͤteſtens binnen 24 Stunden die Denunziation ſchriftlich einzu⸗ 
reichen oder ſolche, wenn er hierzu nicht im Stande iſt, bei der naͤchſten Orts⸗ 
behoͤrde oder Chauffeegeld-Hebeftelle zu Protokoll zu geben. Die Denunziation 
wird, ſofern dieſe Behoͤrde zu der gen, nicht kompetent iſt, ſofort der 
nach SS. 10. und 12. kompetenten Behoͤrde eingereicht, welcher dann die In⸗ 
e Sache, ſo wie die Entſcheidung derſelben nach Maaßgabe des 

$. 10. obliegt. b 
Daſſelbe Verfahren tritt ein, wenn eine der im S. 1. bezeichneten Per⸗ 
ſonen, ohne den. Uebertreter ſelbſt zu betreffen, von einer Chauſſee-Polizeiuͤbertre⸗ 
tung Kenntniß erhaͤlt. Dieſe Anzeige darf auch dann, wenn der Thaͤter unbe⸗ 

kannt geblieben iſt, nicht unterlaſſen werden. 
10 


Weitere Un⸗ Hat der Angeſchuldigte der Strafe ſich zwar unterworfen, es kann aber 
. deren Betrag von ihm nicht beigetrieben werden, oder iſt derſelbe verhaftet wor⸗ 
zung. den (S. A. No. 2. litt. c.), fo wird durch ein Reſolut in Stelle der Geldbuße 
eine Gefaͤngnißſtrafe feſtgeſetzt. In gleicher Weiſe erfolgt, wenn der Angeſchul⸗ 
digte der Strafe ſich nicht unterworfen oder ſich der perſoͤnlichen Geſtellung ent⸗ 
zogen hat (SS. 5. und 9), die Feſtſetzung der durch die Chauſſee⸗Polizeiuͤbertre⸗ 
tung oder durch die im §. 2. erwahnte Weigerung verwirkten Geldbuße und 


der ſubſidiariſch eintretenden Gefaͤngnißſtrafe. 80 
ie 
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Die Abfaſſung des Strafreſoluts ſteht in den Landestheilen, in welchen 
die allgemeine Gerichtsordnung oder das gemeine Recht gilt, dem Landrath des⸗ 
jenigen Kreiſes zu, in welchem die vorläufige Unterſuchung erfolgt iſt; ift aber 
die Uebertretung innerhalb des Bezirkes einer ſtaͤdtiſchen Orts ⸗ Polizeibehörde 
vorgefallen oder in Gemaͤßheit des §. 2. bei dieſer angezeigt worden, ſo iſt die 
ſtaͤdtiſche Orts⸗Polizeibehoͤrde dazu kompetent. 

Gegen ein Reſolut dieſer Behörden findet, wenn die feſtgeſetzte Geldbuße 
den Betrag von fünf Thalern uͤberſteigt, binnen zehn Tagen, vom Tage der 
Eroͤffnung an, nach der Wahl des Verurtheilten, Berufung auf richterliches 
Gehoͤr oder Rekurs an die vorgeſetzte Regierung ſtatt. Ueberſteigt die Strafe 
den Betrag von fuͤnf Thalern nicht, ſo iſt nur der Rekurs an die Regierung 
binnen der gedachten Friſt zulaͤſſig. Für die Vollſtreckung des rechtskraͤftigen 
Reſoluts hat der Landrath, und beziehungsweiſe die ſtaͤdtiſche Polizeibehoͤrde 
u ſorgen. 
uf In dem Bezirk des Appellations⸗Gerichtshofes zu Coͤln wird die Ver⸗ 
handlung, und wenn der Uebertreter verhaftet worden iſt, derſelbe mit der Ver⸗ 
handlung zugleich dem Beamten des oͤffentlichen Miniſteriums bei dem Polizei⸗ 
Gericht, in deſſen Bezirk die Uebertretung begangen worden iſt, uͤbergeben. Die⸗ 
ſer Beamte hat die Sache alsdann bei dem Polizeigericht im geſetzlichen Wege 
zur Erledigung zu bringen. 


Das Polizeigericht iſt zur Entſcheidung über alle Chauſſee-Polizeiuͤber⸗ 


tretungen befugt, ohne daß es auf die Hoͤhe der Strafe ankommt. 
11 


3 
Iſt eine Verhaftung des Uebertreters erfolgt, ſo muß ſofort das Reſolut 
oder Erkenntniß abgefaßt oder das zur Vervollſtaͤndigung der Inſtruktion etwa 
noch Erforderliche veranlaßt werden. 


§. 12. 

In den Landestheilen, in welchen die allgemeine Gerichtsordnung oder 
das gemeine Recht gilt, koͤnnen, wenn der Sitz der landraͤthlichen Behoͤrde 
über drei Meilen von der Chauſſee entfernt ift, ſtatt derſelben andere Verwal: 
tungs⸗ oder Juſtizbeamte von den Regierungen mit der Fuͤhrung der Unter⸗ 
ſuchung, mit der Entſcheidung und Strafvollſtreckung in allen denjenigen Fällen 
beauftragt werden, in welchen eine l des Angeſchuldigten erfolgt iſt. 

13 


Wenn der Erlös des veraͤußerten Pfandſtuͤcks (S. 4. No. 2. litt. b. 

Ss. 5. No, 2.) oder die zur Sicherſtellung niedergelegte baare Geldſumme (S. 5. 
No. 2.) nach Berichtigung der Strafe und Koſten einen Ueberſchuß ergiebt, 
und der Angeſchuldigte oder deſſen Bevollmaͤchtigter (S. 4. No. 2 b.) ſich nicht 
binnen vier Wochen nach geſchehener ſchriftlicher Aufforderung zur Empfang⸗ 
nahme meldet, ſo wird der Ueberſchuß der Armenkaſſe des Orts, wo die vor⸗ 
laͤufige Unterſuchung geführt iſt, uͤberwieſen mit der Verpflichtung, die Summe 
dem Angeſchuldigten zuruͤckzuzahlen, wenn er fi binnen Jahresfriſt, von der 
Einzahlung zur Armenkaſſe an gerechnet, meldet. Iſt der Wohnort des Ange— 
ſchuldigten außerhalb der Provinz oder unbekannt, ſo vertritt, wenn er keinen 
Bevollmaͤchtigten beſtellt hat, eine einmalige Bekanntmachung im Amtsblatte die 
Stelle der Aufforderung. Im Fall der Freiſprechung wird das Pfandſtuͤck fo- 
(Nr. 2455.) fort 


Beauftragung 
anderer Behoͤr⸗ 
den. 


Verwendun 
des Ueberſchuſ⸗ 
ſes aus dem 
Verkauf eines 
Pfandes ıc. 
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fort an den Angeſchuldigten oder deſſen Bevollmächtigen gegen Ruͤcklieferung 
des Pfandſcheins zuruͤckgegeben. Iſt derſelbe abweſend und meldet ſich nicht 
binnen 4 Wochen zur Zuruͤcknahme des Pfandſtuͤcks, fo iſt daſſelbe zu verkau⸗ 
fen und mit dem Erloͤſe, wie vorſtehend vorgeſchrieben, zu verfahren. 

Wenn ein Unbekannter, welcher auf einer Chauſſee-Polizei⸗Uebertretung 
betroffen worden, ſich entfernt und Sachen zuruͤckgelaſſen hat, fo wird hierüber 
eine oͤffentliche Bekanntmachung von der Unterſuchungsbehoͤrde erlaſſen, und 
dreimal von vier zu vier Wochen in das Amtsblatt eingeruͤckt. Meldet ſich 
hierauf Niemand binnen vier Wochen nach der letzten Bekanntmachung, ſo wer⸗ 
den die Sachen zum Vortheil der Armenkaſſe verkauft, dem Inhaber oder 
Eigenthuͤmer aber bleibt vorbehalten, ſeine Anſpruͤche auf Erſtattung des Erloͤſes 
noch bis zum Ablauf eines Jahres, von der erſten Bekanntmachung an gerech- 
net, geltend zu machen. 

Betraͤgt der Werth der Sachen nicht über funfzig Thaler, fo bedarf es 
der oͤffentlichen Bekanntmachung nicht. Der Verkauf kann alsdann, wenn ſich 
binnen vier Wochen nach der Beſchlagnahme Niemand gemeldet hat, verfuͤgt 
werden und die einjährige Friſt zur Geltendmachung der Anſpruͤche auf Erſtat⸗ 
tung des Erloͤſes wird vom Tage der Beſchlagnahme an gerechnet. 


$. 14. 

Die Vorſchriften §. 1. bis 13. kommen auf allen Chauſſeen zur Anwen⸗ 
dung, fuͤr welche die Verordnung vom 17. Maͤrz 1839. und die dem Chauſſee⸗ 
geld» Tarif vom 29. Februar 1840. unter Nr. 7. bis 23. beigefügten Beſtim⸗ 
mungen gelten. 


§. 15. 

II. Chauffee- Ueber die Aufrechthaltung der dem Chauffeegeld-Tarif vom 29. Februar 
a unter 1. bis 6. beigefuͤgten, die Sicherung der Chauſſeegeld-Einnahme 
A. auf Staats- betreffenden Vorſchriften auf den Staats-Chauſſeen haben, außer den 
ſtraßen. eee ee und Paͤchtern, zunaͤchſt die Zoll- und Steuer-Beamten 

u wachen. 

l Außerdem find auch) die übrigen im §. 1. genannten 9 0 5 verpflichtet, 

die zu ihrer Kenntniß gelangenden Uebertretungen dieſer Vorſchrift zur Ruͤge 


zu bringen. 


$. 16. 

In Anſehung dieſer Uebertretungen (S. 15.) kommen die ss. 2. bis 11. 

und der §. 13. mit nachſtehenden Modifikationen zur Anwendung. 

1) Was bei Chauſſee⸗Polizei⸗Uebertretungen in den SS. 2. bis 9. in Be⸗ 
treff der Ortsbehoͤrden verordnet iſt, findet bei Chauſſeegeld⸗ Uebertre⸗ 
tungen auch auf die Zoll- und Steueraͤmter Anwendung, dieſelben moͤgen 
Haupt⸗ oder Nebenaͤmter ſeyn. Wenn jedoch die Chauſſeegeld⸗-Hebe⸗ 
ftelle, bis zu welcher der Angeſchuldigte nach . 2. dem Entdecker wuͤrde 
folgen muͤſſen, entfernter iſt, als die naͤchſte Ortspolizeibehoͤrde, ſo hat 
dieſe die vorläufigen Verhandlungen wegen der Chauſſeegeld⸗Uebertre⸗ 
tung e 

2) ft der Angeſchuldigte verhaftet, fo ift derſelbe dem naͤchſten Gerichte 

zu uͤberweiſen, welches ſich ſofort der Unterſuchung und Entſcheidung 
zu 
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zu unterziehen, oder, wenn es dazu nicht kompetent iſt, die Sache dem 
zuſtaͤndigen Gericht zu uͤbergeben hat. 5 

3) Wird außer dieſem Falle (Nr. 2.) die Sache durch das Verfahren 
vor dem Chauffeegeld-Erheber oder Pächter, oder vor dem Zoll- oder 
Steueramte nicht erledigt, fo ſteht die weitere Unterſuchung und Ent⸗ 
ſcheidung in den Landestheilen, wo die allgemeine Gerichts-Ordnung 
oder das gemeine Recht gilt, zunaͤchſt dem Hauptamte desjenigen Be⸗ 
zirkes zu, in welchem die Uebertretung veruͤbt worden iſt. In allen 
Chauſſeegeld⸗Uebertretungs⸗Sachen findet daſſelbe Verfahren ftatt, wie 
bei den Steuer⸗Vergehen, ſoweit nicht das gegenwaͤrtige Regulativ ab⸗ 
weichende Beſtimmungen hieruͤber enthält. Es kann insbeſondere die 
an die Stelle der Geldbuße tretende Gefaͤngnißſtrafe durch die Steuer⸗ 
behoͤrde nicht feſtgeſetzt werden und der Angeſchuldigte iſt berechtigt, 
ſowohl waͤhrend der ſummariſchen Unterſuchung, als auch nach Abfaf- 
fung des Straf⸗Reſoluts erſter Inſtanz binnen zehn Tagen, von deſſen 
Publikation an gerechnet, ohne Ruͤckſicht auf die Hoͤhe der Strafe, 
auf gerichtliche Unterſuchung und Entſcheidung anzutragen. In dem 
Bezirk des Apellations-Gerichtshofes zu Coͤln gelangt die Sache auf 
dem im S. 10. bezeichneten Wege an die Polizei⸗Gerichte. Die Polizei⸗ 
Gerichte ſind zur Entſcheidung uͤber die Chauſſeegeld-Uebertretungen 
ohne Ruͤckſicht auf die Hoͤhe der Strafe kompetent. 

$. 17 


5 

Bei den auf den Provinzial⸗, Bezirks-, Gemeinde- und Aktien- n. auf den 

Straßen verübten Chauſſeegeld-Uebertretungen kommen die Vorſchriften der Faetec 

§§. 1. bis 13. zur Anwendung. meinde und 

3318 §. 18. Aktienſtraßen. 

Von ben wegen Chauſſee⸗Polizei⸗ oder Chauſſeegeld⸗Uebertretungen ein- In. Gemein- 

gezogenen Strafgeldern ſoll dem Denunzianten kein Antheil zufließen. N Be⸗ 

Alle entgegenſtehende Vorſchriften, insbeſondere die der Verordnungen Aufhebung des 

vom 31. Auguſt 1832. (Geſetzſammlung S. 214.), vom 28. Februar 1833. Denunzianten⸗ 
(Geſetzſammlung S. 28.) und vom 17. März 1839. (Gefekfammlung S. 84.) "Pe. 


werden hierdurch aufgehoben. 


§. 19. 
Die durch ein vorſchriftsmaͤßiges Protokoll feſtgeſtellte Angabe eines der Glaubwürdig 
in den §§. 1. und 15. bezeichneten Beamten, mit Ausnahme der Chauffeegeld- — 5 
Pächter, begründet, wenn der Beamte als ſolcher vereidet iſt und feiner Glaub— ann 
mürdigfeit keine beſondere Bedenken entgegenfteben, in Beziehung auf ſolche 
Uebertretungen, deren Strafe zehn Thaler nicht uͤberſteigt, einen vollen Beweis 
der von dem Beamten ſelbſt wahrgenommenen Thatſachen, vorbehaltlich des 


dem Angeſchuldigten freiſtehenden . 
$. 2 


Iſt die Strafe von einem Gerichte feſtgeſetzt worden, fo liegt dieſem in Voltretung 
den Landestheilen, in welchen die allgemeine Gerichts⸗Ordnung oder das gemeine der Strafen. 
Recht gilt, die Vollſtreckung der Strafe ob. In dem Bezirk des Appellations⸗ 
Gerichtshofes zu Coͤln erfolgt die Vollſtreckung der von den Polizei-Gerichten 
erkannten Strafen nach den dort geltenden allgemeinen Vorſchriften. 

(Nr. 255.) Wenn 
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Wenn ein Pfand gegeben worden, ſo iſt dieſes von der Behoͤrde, welche 
die erſte Verhandlung aufgenommen hat, bis zum Verkaufe oder bis zur Ruͤck⸗ 
gabe an den Eigenthuͤmer aufzubewahren, von dieſer Behoͤrde auch der Ver⸗ 
kauf des Pfandes zu bewirken und nöthigenfalls die Aufforderung des Ueber⸗ 
treters zur Empfangnahme des Ueberſchuſſes des Erloͤſes zu erlaſſen. Die Auf⸗ 
bewahrung und der Verkauf der von Chauſſeegeld-Empfaͤngern oder Paͤchtern 
abgenommenen Pfaͤnder, ſo wie der Erlaß der Aufforderung, kann jedoch von 
der, der Chauſſeegeld⸗Empfangsſtelle vorgeſetzten Behörde einem Anderen uͤber⸗ 
tragen werden. Iſt eine gerichtliche Unterſuchung eingeleitet, fo kann der Ver⸗ 
kauf des Pfandes nur auf Veranlaſſung derjenigen Behoͤrde, welche fuͤr die 
Vollſtreckung der Strafe zu ſorgen hat, erfolgen. 


N §. 21. 
Verwendung Die von Chauſſee-Polizei-Uebertretungen aufkommenden Strafgelder 
3 ſollen zur Hälfte zu einem beſondern Unterſtuͤtzungs⸗Fonds für Witten und 
Waiſen der Polizei- und Steuer⸗Beamten eingezogen werden. Die andere 
Hälfte fol im Bezirk des Appellations⸗Gerichtshofes zu Coͤln den in Gemaͤß⸗ 
heit der Verordnung vom 27. Dezember 1822. gebildeten Strafgelder⸗Fonds, 
in den übrigen Landestheilen aber, wenn die Straffeſtſetzung in erſter Inſtanz 
von einer ſtaͤdtiſchen Orts⸗Polizeibehoͤrde erfolgt iſt, der betreffenden Gemeinde⸗ 
kaſſe, und wenn die Straffeſtſetzung von dem Landrathe oder deſſen Subſtitu⸗ 
ten ($$. 10. und 12.) erfolgt iſt, der Staatskaſſe zukommen. f 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 7. Juni 18144. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prim von Preußen. 


v. Boy en. Muͤhler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Arnim. Flottwell. 


